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Strategische Klagen – Strategische Urteile

Zur Legitimität strategischer Zivilprozesse

Mehr als in früheren Zeiten bewegen spektakuläre Prozesse die
Öffentlichkeit. Spätestens seit der Bürgerrechtsbewegung der
1960er Jahre galten die Vereinigten Staaten als Nährboden für
die politische Transformation der Gesellschaft durch Recht, und
zwar vor allem auch durch Recht, das von den Gerichten ge-
schaffen wurde. Heute findet die Prozessführung zu primär
politischen Zwecken zunehmend in Europa statt. Klimaklagen
sind ein viel beachtetes Beispiel. In diesem Sinne strategische
Zivilprozesse werfen zwei Fragen auf: Ist es legitim, Zivilprozesse
für politische Ziele anzustrengen und in diesem Sinne zu „instru-
mentalisieren“? Und wie sollten die Gerichte auf solche strate-
gischen Klagen reagieren? Das OLG Hamm hat in seinem Kli-
maurteil eine Antwort gegeben, die zur Kritik herausfordert.

I. Einleitung

Strategische Zivilprozesse haben in den letzten Jahren viel
Aufmerksamkeit erhalten. Ein Kristallisationspunkt der Ent-
wicklung für die deutsche Ziviljustiz ist das Urteil des OLG
Hamm über die Klage eines peruanischen Grundeigentümers
gegen das Energieversorgungsunternehmen RWE AG wegen
Überflutungsgefahr durch Ausbruch eines in den Anden in
4560 m Höhe befindlichen Gletschersees, dessen Pegel infol-
ge des klimawandelbedingten Abschmelzens der darüber lie-
genden Gletscher ansteigt.1 Die Klage war auf die Feststel-
lung gerichtet, dass die Beklagte proportional zu ihrem vom
Gericht gemäß § 287 ZPO zu schätzenden Anteil an den
globalen Treibhausgasemissionen die Kosten für Schutzmaß-
nahmen an dem Grundstück des Klägers zu tragen habe,
wobei dieser Anteil für den Zeitraum von 1965 bis 2010
zuletzt mit 0,38 % angegeben wurde.2

Normalerweise würde niemand auf den Gedanken kom-
men, einen Anteil von weniger als einem halben Prozent
hypothetisch entstehender Kosten einzuklagen. Wenn ein
solches Begehren gleichwohl durch zwei Instanzen verfolgt
wird, dann geht es offensichtlich um etwas anderes als die
Feststellung einer marginalen Anteilshaftung. Hinter der Kla-
ge stand das Bemühen, die Verantwortlichkeit von Unterneh-
men für Klimaschäden gerichtlich dingfest zu machen, spe-
ziell von sogenannten „carbon majors“. Carbon major ist die
Bezeichnung für eine Gruppe von inzwischen 180 Unterneh-
men, die zusammen für knapp 70 % der globalen CO2-Emis-
sionen seit 1854 verantwortlich sein sollen, wobei ihnen die
Emissionen Dritter, etwa der Endverbraucher, in weitem
Umfang zugerechnet werden.3 Aber was hilft es dem indivi-
duellen Kläger, wenn ein deutsches Oberlandesgericht die
Verantwortlichkeit eines carbon majors für Klimaschäden
feststellt? Von den 180 Unternehmen haben nur drei ihren
Sitz in Deutschland, mit RWE auf Platz 44, BASF auf Platz
90 und Heidelberg Materials auf Platz 108.4 Die CO2-Emis-
sionen dieser drei Unternehmen zusammengenommen ma-
chen deutlich weniger als 10 % der CO2-Emissionen aus, für
die der Anführer der Liste verantwortlich ist – die frühere
Sowjetunion.

Dem Kläger ging es offensichtlich nicht allein und auch
nicht primär um die Feststellung der Pflicht zur Tragung
anteiliger Kosten für Schutzmaßnahmen an seinem Grund-
stück, sondern um ein Signal für die Verantwortlichkeit von
Unternehmen für den Klimawandel. Genau so ist das Urteil
des OLG Hamm auch verstanden worden, nämlich als Affir-
mation des Prinzips, dass Unternehmen für die Folgen des
Klimawandels aufzukommen haben.5 Nach herkömmlicher
Lehre dient der Zivilprozess jedoch primär dem Schutz indi-
vidueller Rechte, insbesondere der Durchsetzung tatsächlich

* Der Autor lehrt Bürgerliches Recht, Wirtschaftsrecht und Ökonomik an
der Juristischen Fakultät der Humboldt-Universität zu Berlin und ist auswär-
tiges wissenschaftliches Mitglied des Max-Planck-Instituts für ausländisches
und internationales Privatrecht. Der Beitrag basiert auf einem Vortrag, den er
am 20.11.2025 bei der Jahrestagung des Instituts für Nachhaltigkeit, Unter-
nehmensrecht und Reporting der Universität zu Köln gehalten hat.
1 OLG Hamm v. 28.5.2025 – 5 U 15/17 = BeckRS 2025, 11476 = NJW 2025,
2171–2189.
2 Den ursprünglich behaupteten Emissionsanteil von 0,47 % reduzierten
die Kläger im Laufe des Verfahrens auf 0,38 % und erklärten hinsichtlich der

Differenz von 0,09 % die teilweise Erledigung, OLG Hamm (Fn. 1), BeckRS
2025, 11476 Rn. 64 (insoweit nicht in NJW 2025, 2171).
3 Climate Accountability Institute, https://climateaccountability.org/car
bon-majors/ (alle Internet-Quellen zuletzt abgerufen 24.2.2026).
4 Siehe https://carbonmajors.org/Entities.
5 Vgl. Kieninger EuZW 2025, 849, 854 ff.; Schirmer NJW 2025, 2130
Rn. 23 f.
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bestehender Ansprüche, sekundär dem Rechtsfrieden und der
Durchsetzung des objektiven Rechts.6 Unter den Bedingun-
gen des staatlichen Gewaltmonopols darf der Einzelne sein
Recht nicht auf eigene Faust durchsetzen, sondern muss dafür
die staatlichen Gerichte bemühen. Bestreitet der Gegner das
Recht des Klägers, müssen sich die staatlichen Gerichte von
dessen Berechtigung überzeugen, bevor sie die Vollstreckung
freigeben. Bei dieser Aufgabenbeschreibung kommt die ver-
bindliche Feststellung von Verantwortlichkeiten für globale
Schadensszenarien nicht vor.

II. Strategische Prozessführung

1. Begriffsbestimmung

Strategische Prozesse sind dadurch gekennzeichnet, dass es
den Parteien um mehr geht als um die Durchsetzung sub-
jektiver Rechte.7 Der Kläger verfolgt ein Ziel, das über den
konkreten Streitgegenstand und dessen Wert hinausreicht,
und die Beklagte wehrt sich dagegen, weil sie die Erreichung
genau dieses Ziels vereiteln will. Die mit solchen Prozessen
verfolgten Fernziele sind politischer Natur und adressieren
ein kontrovers beurteiltes Problem.8 Strategischer Prozess-
führung geht es damit vor allem um die Formung der Re-
geln, die in Zukunft gelten, also des „Rechts von morgen“.
Strategische Prozesse sind primär an den Gesetzgeber adres-
siert;9 in geeigneten Fällen richten sie sich aber vorrangig an
die Rechtsprechung. Besonders attraktiv sind dabei Ge-
richtshöfe jenseits der ordentlichen Gerichtsbarkeit, die hö-
herrangiges Recht anwenden, wie IGH, EGMR und EuGH;
in Deutschland auch das BVerfG. Nicht von ungefähr sind
sämtliche dieser Gerichtshöfe bereits mit Klimaklagen be-
schäftigt worden – und mit Ausnahme derjenigen zum
EuGH hatten sämtliche Erfolg!10 Diese Klagen richteten sich
gegen Staaten bzw. suprastaatliche Organisationen wie die
EU, nicht aber gegen Unternehmen. Ihr Ziel besteht darin,
die Regierungen der beklagten Staaten zum Handeln bzw.
zu verstärkten Anstrengungen für den Klimaschutz zu zwin-
gen. Das Spannungsverhältnis zum Demokratieprinzip liegt
auf der Hand.11

Gegen Unternehmen gerichtete Klagen auf Schadens-
ersatz oder – wie im Fall des OLG Hamm – auf negatori-
schen Rechtsschutz gehören vor die Zivilgerichte. Gleiches
gilt für zukunftsgerichtete Rechtsschutzbegehren wie die ge-
gen deutsche Autohersteller geltend gemachten Ansprüche
auf Einstellung des Vertriebs von Personenkraftwagen mit
Verbrennermotor nach dem 31.10.2030. Die Oberlandes-

gerichte haben diese Klagen abgewiesen;12 Revisionen sind
beim BGH anhängig und werden voraussichtlich in diesem
Jahr zu höchstrichterlichen Entscheidungen führen.13

Ein von der Bürgerrechtsbewegung in den USA inspirier-
ter Bestandteil strategischer Prozessführung ist die Einbezie-
hung der Öffentlichkeit, das heißt, die intensive mediale Be-
gleitung der jeweiligen Rechtsstreitigkeiten, mit deren Hilfe
die öffentliche Meinung mobilisiert und gesellschaftlicher
Druck in die gewünschte Richtung aufgebaut werden soll.
Zentraler Akteur ist dabei nicht die individuelle Prozesspar-
tei, sondern eine Nichtregierungsorganisation (NGO). Im
Fall des OLG Hamm wurde die Klage des peruanischen
Grundbesitzers durch die NGO Germanwatch geführt, die
den Kläger ausgewählt, den Rechtsstreit mit Hilfe einer Stif-
tung finanziert, die Anwälte instruiert und die Medienarbeit
koordiniert hatte.14

Bei strategischer Prozessführung handelt es sich demnach
um sozialen Aktivismus mit den Mitteln des Rechts.15 Diese
Formel bringt treffend zum Ausdruck, dass die politischen
Fernziele der hinter dem jeweiligen Kläger stehenden Akti-
visten das juristische Nahziel – das Obsiegen im konkreten
Rechtsstreit – dominieren. Deshalb ist es auch keine Kata-
strophe, wenn der jeweilige Prozess, mit dessen Hilfe das
politische Fernziel verfolgt wird, verloren geht. So erklärt es
sich, dass die Klageabweisung des OLG Hamm im Fall des
peruanischen Grundbesitzers von der beteiligten NGO wie
ein Sieg gefeiert wird.16 Die Dominanz des politischen Fern-
ziels wird mit der Formel auf den Punkt gebracht, die Klima-
klage gegen RWE sei „erfolgreich gescheitert“.17

2. Keine Begrenzung auf „progressive“ Ziele

Die Prominenz der Klimaklagen täuscht ein wenig darüber
hinweg, dass das Spektrum der politischen Fernziele, die mit
Hilfe strategischer Zivilprozesse verfolgt werden können,
denkbar weit ist. In den USA als dem Mutterland der strate-
gischen Prozessführung moderner Prägung sind die Antidis-
kriminierungsklagen von Nichtregierungsorganisationen wie
NAACP18 zum Schutz von Minderheiten legendär.

Die Fernziele politisch-strategischer Zivilprozesse sind
aber keineswegs auf eine linksliberale oder linke Agenda be-
schränkt, sondern decken das volle politische Spektrum ab.19
Selbstverständlich lassen sich mit geeigneten Klagen auch
rechte oder rechtsextreme Ziele ansteuern. Auch insoweit
sind die Vereinigten Staaten gewiss Vorreiter. Eine Reihe

6 Statt aller Rosenberg/Schwab/Gottwald, Zivilprozessrecht, 18. Aufl. 2019,
§ 1 Rn. 9 ff.; Rauscher, in: MünchKommZPO, 6. Aufl. 2020, Einleitung
Rn. 8 ff.
7 Dazu im Einzelnen Wagner JöR 73 (2025), 353.
8 Althammer, in: Weller/Wendland (Hrsg.), Digital Single Market, 2019,
S. 159, 161 f.; Graser, in: Graser/Helmrich, Strategic Litigation, 2019, S. 39;
Hahn, Strategische Prozessführung im Klagekollektiv, 2024, S. 53; Koch KJ
2014, 432; Kodek, in: Althammer/Roth (Hrsg.), Instrumentalisierung des
Zivilprozesses, 2018, S. 93, 94; Ramsden/Gladhill, Defining Strategic Litiga-
tion, 2019 Civil Justice Quaterly, S. 407, 411 f.
9 So Althammer, in: Stein, ZPO, 24. Aufl. 2024, Einleitung Rn. 23.
10 IGH KlimR 2025, 283; EGMR EuZW 2024, 712 mit Bespr. Kühne JZ
2024, 917; EuGH, C-565/19 P (Caravalho et al. ./. Europäisches Parlament);
BVerfGE 157, 30 = JZ 2021, 1113 (teilw. abgedruckt, mit Bespr. Möllers/
Weinberg JZ 2021, 1069 und Sinder JZ 2021, 1078) = NJW 2021, 1723; dazu
Wagner NJW 2021, 2256; Wagner, in: Rixen/Welskop-Deffaa (Hrsg.), Klima-
sozialpolitik, 2023, S. 97 ff.
11 Lange/Lippold JZ 2022, 685; Wagner NJW 2021, 2256, 2259.

12 OLG München v. 12.10.2023 – 32 U 936/23 e = BeckRS 2023, 30283 =
MDR 2024, 497; OLG Stuttgart v. 8.11.2023 – 12 U 170/22 = BeckRS 2023,
31435 = MDR 2024, 38; OLG Braunschweig v. 24.6.2024 – 2 U 8/23 = BeckRS
2024, 40009; vgl. auch LG Detmold v. 24.2.2023 – 01 O 199/21 = BeckRS
2023, 2862.
13 Die Revisionen sind unter BGH VI ZR 334/23 (OLG München) und VI
ZR 335/23 (OLG Stuttgart) anhängig; die Berufung gegen das Urteil des LG
Detmold beim OLG Hamm (I-5 U 34/23).
14 Dazu https://rwe.climatecase.org/de.
15 Helmrich, in: Graser/Helmrich, Strategic Litigation, 2019, S. 35.
16 Siehe https://www.germanwatch.org/de/bahnbrechendes-urteil-der-kli
maklage-gegen-rwe.
17 Schirmer NJW 2025, 2130.
18 NationalAssociation for theAdvancement ofColoredPeople; vgl. https://
en.wikipedia.org/wiki/NAACP.
19 Cebulak/Morvillo/Salomon, Strategic Litigation in EU Law: Who Does
it Empower?, 25 (2024) German L.J. 800, 807; Fleerackers, Hidden in Plain
Sight? Corporate Strategic Litigation in the EU Emissions Trading System, 25
(2024) German L.J. 873; Hofmann, Who Does and Who Does not Engage in
Strategic Litigation in European Law?, 25 (2024) German L.J. 856, 859;Hahn,
(Fn. 8), S. 55, die von „reaktionärer“ strategischer Prozessführung spricht;
vgl. auch a.a.O., S. 121, 124.
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spektakulärer Urteile des U.S. Supreme Court aus den ver-
gangenen Jahren ist nicht nur oder primär wegen ihres Streit-
gegenstands angestrengt worden, sondern zur Durchsetzung
politischer Ziele, so die Legalisierung der unbeschränkten
Partei- und Wahlkampffinanzierung durch Unternehmen,20
die Abschaffung eines von der Bundesverfassung geschützten
Rechts auf Abtreibung21 und die Zurückdrängung von Pro-
grammen zur Bevorzugung von Frauen und Angehörigen
von Minderheiten beim Zugang zu Universitäten und im
Arbeitsleben.22

Auch in Europa kommen strategische Klagen vor, die
keine progressiven politischen Ziele verfolgen. Längst bringt
auch die politische Rechte ihre Anliegen, beispielsweise die
Kritik an Sterbehilfe und Abtreibung sowie korrespondieren-
de Fragen der Meinungsfreiheit, mit strategischen Absichten
vor europäische Gerichte.23 Schließlich werden viele Verfah-
ren, die vor dem EuGH landen, von Unternehmen ange-
strengt, die sich gegen Beschränkungen des nationalen Rechts
wenden.24 In einem erweiterten Sinne lässt sich auch bei
solchen betriebswirtschaftlich motivierten Verfahren von
stategic litigation sprechen.

3. Legitimität

Die Legitimität strategischer Prozessführung hängt davon ab,
ob die Verkoppelung des auf den konkreten Streitgegenstand
bezogenen Nahziels mit einem politischen Fernziel und des-
sen Dominanz über das Nahziel begründet werden kann. Ein
Einwand könnte lauten, dass der Zivilprozess damit instru-
mentalisiert, nämlich für Ziele missbraucht würde, für die er
„eigentlich“ nicht gemacht ist.25 Die damit verbundene Eng-
führung der Prozesszwecke überzeugt indessen nicht. Zwar
ist es richtig, dass der Zivilprozess den Schutz individueller
Rechte unter den Bedingungen des staatlichen Gewaltmono-
pols gewährleisten soll, doch dies bedeutet nicht, dass weitere
Motive der Prozessparteien die Rechtsverfolgung miss-
bräuchlich machen würden. Die Verfolgung über den kon-
kreten Rechtsstreit hinausweisender Ziele ist keineswegs neu
und auch kein Alleinstellungsmerkmal strategischer Prozess-
führung.26 Mit etwas Übertreibung lässt sich sogar sagen:
„Litigation is always strategic“.27

Seit langem ist es gang und gäbe, Musterprozesse zu
führen, bei denen die geeigneten Sachverhalte und Parteien
sorgfältig ausgewählt und der jeweilige Rechtsstreit mit gro-
ßem Aufwand geführt wird, weil von dem höchstrichterli-

chen Urteil eine enorme Breitenwirkung zu erwarten ist.28
Auch die Beklagtenseite reagiert auf Massenschadensfälle,
indem einzelne Verfahren strategisch verglichen werden um
ein höchstrichterliches Urteil zu eigenen Lasten wegen der
Ausstrahlungswirkung auf Parallelfälle zu vermeiden. Auf
diese Art von strategischer Prozessführung alter Schule hat
der Gesetzgeber 2013 reagiert und die Rücknahme der Revi-
sion nach mündlicher Verhandlung von der Zustimmung der
jeweiligen Gegenseite abhängig gemacht hat (§ 565 Satz 2
ZPO a.F. = § 555 Abs. 6 ZPO n.F.).29 Diese Regelung vermag
offensichtlich nicht zu verhindern, dass sich die Parteien des
konkreten Revisionsverfahrens auf einen Vergleich einigen,
das Rechtsmittel einvernehmlich zurückgenommen und so
einem klärenden Urteil des BGH die Grundlage entzogen
wird. Dafür bedurfte es der Einführung des sogenannten
Leitentscheidungsverfahrens gemäß §§ 552b, 565 ZPO im
Jahr 2024, das es dem BGH ermöglicht, eine bei ihm anhängi-
ge Revision zu einem Leitentscheidungsverfahren zu erklären
und über die darin aufgeworfenen Rechtsfragen mit Bedeu-
tung für eine Vielzahl weiterer Verfahren auch dann zu ent-
scheiden, wenn die Revision endet, „ohne dass ein mit inhalt-
licher Begründung versehenes Urteil ergeht“.30

Vor diesem Hintergrund erscheint die strategische Pro-
zessführung moderner Prägung lediglich als Steigerungsform
herkömmlicher Praktiken. Deren Zulässigkeit ergibt sich
nicht aus der besonderen Lauterkeit der jeweils verfolgten
Ziele – in Massenschadensfällen geht es den Parteien in aller
Regel um den eigenen Vorteil, wenn auch nicht im Einzelfall,
so doch im Aggregat – sondern daraus, dass der ZPO die
Motive der Prozessparteien schlicht gleichgültig sind. Solange
sich eine Partei in den Bahnen des Prozessrechts bewegt und
die ihr prozessual zustehenden Handlungsmöglichkeiten lege
artis einsetzt, kommt es auf die dahinter liegenden Motive
und Interessen nicht an. Jedermann steht es frei, die eigenen
Rechte aus irgendwelchen Gründen geltend zu machen oder
davon abzusehen, und die beklagte Partei kann genauso frei
darüber entscheiden, sich zu verteidigen oder dem Begehren
nachzugeben. Dasselbe gilt im materiellen Recht: Wer mehre-
re Wohnungen vermietet, kann dem einen säumigen Mieter
kündigen, sich mit dem anderen auf einen Vergleich einigen
und einen Dritten gänzlich verschonen und auf die Mietzah-
lung verzichten. Es ist das Autonomieprinzip des Privat-
rechts, das sich im Prozessrecht fortsetzt.31 Folgerichtig wer-
den nach der ZPO zulässige Klagen nicht dadurch kontami-
niert, dass mit ihnen primär politische Fernziele verfolgt und
mit ihrer Hilfe die Öffentlichkeit mobilisiert werden soll.32

4. Die expressive Funktion des Zivilprozesses

Strategische Klagen sind Ausdruck einer bisher nicht explizit
anerkannten Funktion des Zivilprozesses. Indem fundamen-
tale Rechtsprinzipien der Öffentlichkeit in Erinnerung geru-
fen und die Gerichte dazu gedrängt werden, daraus Kon-

20 Citizens United v. Federal Election Commission, 558 U.S. 310 (2010).
21 Dobbs v. Jackson Women’s Health Organization, 597 U.S. 215 (2022).
22 Students for Fair Admissions v. President and Fellows of Harvard Col-
lege, 600 U.S. 181 (2023).
23 Vgl. exemplarisch die von der AllianceDefending Freedom (ADF) geführ-
ten bzw. unterstützten Verfahren EGMR, No. 78017/17 (Mortier ./. Belgien) =
NJW 2023, 3145 (Sterbehilfe); EGMR, No. 43726/17 (Grimmark ./. Schweden)
=DÖV2022, 552 (Ls.)mitAnm.FlößerEuZA2022, 244 (Nichteinstellung einer
Krankenschwestermangels Bereitschaft zuAbtreibungen);EGMR, No. 55558/
10 (Annen ./. Germany) = BeckRS 2014, 80771 = EuGRZ 2014, 176 (Meinungs-
freiheit von Abtreibungsgegnern). Zur Unterstützung durch ADF siehe die
einschlägigen Berichte auf https://adfmedia.org; zu weiteren aktuellen Fällen
https://adfinternational.org/advocacy.
24 Beispiele bei Cebulak/Morvillo/Salomon, Fleerackers und Hofmann (je-
weils a.a.O. Fn. 19).
25 Vgl. Kodek, in: Althammer/Roth (Hrsg.), Instrumentalisierung des Zivil-
prozesses, 2018, S. 93, 110 ff.; Althammer, in: Festschrift für Becker-Eber-
hard, 2022, S. 15, 25, die die These im Ergebnis ablehnen.
26 Zum Folgenden eingehend Wagner JöR 73 (2025), 353, 358 ff.
27 Hess, Strategic Litigation: A New Phenomenon in Dispute Resolution,
in: Max Planck Institute for Procedural Law, Research Paper No. 2022 (3),
S. 3.

28 Wagner, Prozessverträge – Privatautonomie im Verfahrensrecht, 1998,
S. 450, 728 und passim; Jacoby, Der Musterprozessvertrag, 2000, S. 1 f. und
passim.
29 Dazu BT-Drucks. 17/13948, S. 35 f.; dazu BGH NJW-RR 2015, 954.
30 Gesetz zur Einführung eines Leitentscheidungsverfahrens beim Bundes-
gerichtshof, BGBl. 2024 I, 328; dazu BT-Drucks. 20/8762, S. 14; Feskorn
MDR 2024, 1413; Vollkommer NJW 2024, 3257; sehr kritisch Riehm JZ 2024,
945, 947 ff.
31 Dazu allgemein Henckel, Prozessrecht und materielles Recht, 1970,
S. 63 f.; Wagner (Fn. 28), S. 59 ff.
32 Übereinstimmend H. Roth ZfPW 2017, 129, 145 f.; M. Stürner ZZPInt
25 (2020), 265, 276; Wagner JöR 73 (2025), 353, 363.

JZ 7/2026 Gerhard Wagner Strategische Klagen – Strategische Urteile 263

A
uf
sä
tz
e

Dies ist urheberrechtlich geschütztes Material. Bereitgestellt von: Humboldt-Universität, 09.04.2026



sequenzen für die konkrete Fallgestaltung zu ziehen,33 akti-
vieren sie die „expressive Funktion“ des Prozesses.34 Dieser
geht es um die autoritative Bekräftigung normativer Grund-
prinzipien und deren Konkretisierung in bestimmten, die
Öffentlichkeit besonders bewegenden Fallgestaltungen. Zu
den traditionellen Sekundärfunktionen des Zivilprozesseses
zählen zwar die Fortbildung des Rechts, die sichtbare Durch-
setzung des objektiven Rechts und die Herstellung von
Rechtsfrieden,35 doch die expressive Funktion geht darüber
hinaus. Sämtliche Mitarbeiter des Rechtsstabs sollen an-
gesprochen und mit Hilfe der entsprechend präparierten öf-
fentlichen Meinung zur Fortbildung des Rechts bewogen
werden. Der konkrete Einzelfall ist für ein solches Projekt
keineswegs unwichtig, sondern dient im Idealfall dazu, abs-
trakte politische Ziele zu individualisieren und auf diese Wei-
se eine emotionale Identifizierung mit dem Fernziel herbei-
zuführen.

5. SLAPP-Klagen – Das Gegengift?

Die Rede von strategischer Prozessführung ist häufig positiv
konnotiert; derartige Klagen gelten als progressiv und sozial
nützlich. Tatsächlich hängt die Beurteilung von der Haltung
im konkreten Einzelfall ab: Klimaaktivisten werden Scha-
densersatzklagen gegen Unternehmen begrüßen, Klimawan-
del-Leugner werden sie missbilligen und in der politischen
Mitte wird die Beurteilung differenziert ausfallen.

Eindeutig negativ qualifiziert wird allerdings ein speziel-
ler Teil des strategischen Klagegeschehens, der unter dem
Begriff der SLAPP suits geläufig ist. SLAPP steht für „Stra-
tegic Litigation against Public Participation“, also für Ein-
schüchterungsklagen, die von der Teilnahme am öffentlichen
Diskurs abschrecken wollen. Sie sind Gegenstand der Richt-
linie (EU) 2024/1069 über den Schutz von Personen, die
sich öffentlich beteiligen, vor offensichtlich unbegründeten
Klagen oder missbräuchlichen Gerichtsverfahren.36 Während
strategische Prozesse linksliberaler Provenienz in der Regel
von Nichtregierungsorganisationen erhoben werden, treten
bei SLAPP-Klagen Parteien auf, die in der Öffentlichkeit
wegen (vermeintlichen) Fehlverhaltens kritisiert werden,
beispielsweise Oligarchen,37 aber auch Unternehmen. Erwä-
gungsgrund 6 der Richtlinie liegt die Annahme zugrunde,
dass sich solche Klagen gegen Nichtregierungsorganisatio-
nen, Gewerkschaften, Journalisten, Verleger, Medienorgani-
sationen, Hinweisgeber, Künstler, Forscher und Wissen-
schaftler richten können. Ein aktuelles Beispiel ist die Klage

des Nachrichtenportals Nius gegen den schleswig-holsteini-
schen Ministerpräsidenten Günther wegen abfälliger Äu-
ßerungen, die er in einer Talkshow über Nius gemacht
hatte.38

Obwohl die SLAPP-Richtlinie den Terminus „strategic“
im Titel führt, haben SLAPP-Klagen und strategische Zivil-
prozesse im hier gegenständlichen Sinn nicht viel mehr ge-
mein als ihren politischen Einschlag. Im Übrigen richten sie
sich gegen andere Beklagte und haben einen anderen Gegen-
stand. Einer SLAPP-Klage geht es gerade nicht darum, fun-
damentale Rechtsprinzipien zu bekräftigen, zu konkretisie-
ren und im Hinblick auf neue Herausforderungen fortzuent-
wickeln. Im Gegenteil, SLAPP-Kläger wollen die strikte
Durchsetzung existierender Regeln, zum Beispiel die Beach-
tung der Schranken der Meinungsfreiheit oder – wie im Fall
Günther – die Wahrung der Neutralität eines Ministerprä-
sidenten als Amtsträger. Sie werden auch nicht gegen dieje-
nigen NGOs gerichtet, die strategische Prozesse im eigentli-
chen Sinn initiieren könnten, sondern gegen missliebige In-
dividuen, die Informationen im Vorfeld solcher Klagen er-
arbeiten und veröffentlichen. Diesen gegenüber entfalten sie
eine erhebliche Eingriffswirkung und ein damit verbundenes
Erpressungspotential, weil Individualbeklagten die Verteidi-
gung gegen SLAPP-Klagen viel schwerer fällt als „kampf-
erprobten“ NGOs. Dementsprechend werden SLAPP-Kla-
gen typischerweise nicht von dem Versuch begleitet, die
Öffentlichkeit zu involvieren. Während mit strategischen
Zivilprozessen die Öffentlichkeit aktiviert und eine öffent-
liche Debatte initiiert werden soll, verfolgen SLAPP-Klagen
das entgegengesetzte Ziel, „die öffentliche Debatte zum Er-
liegen zu bringen“.39 Mit der expressiven Funktion des Zivil-
prozesses haben sie nichts im Sinn.40 SLAPP-Klagen sind
somit nicht Ausdruck strategischer Prozessführung auf der
Passivseite, sondern ein Instrument zur Verhinderung politi-
scher Äußerungen und Diskurse. Nur soweit die mit
SLAPP-Klagen verhinderte politische Kommunikation zu-
künftige strategische Prozesse vorbereiten könnte, lassen sie
sich als ein präventives Abwehrinstrument dagegen qualifi-
zieren.

III. Strategische Urteile

1. Keine Legitimation für strategische Urteile

Was soll ein Gericht tun, das mit einer „strategischen“ Klage
konfrontiert ist? – Die Antwort kann sicher nicht lauten,
dem Petitum des jeweiligen Klägers nachzugeben und die
begehrte Rechtsfolge auszusprechen. Zwar wird von interes-
sierten NGOs mit einigem Pathos formuliert, es gehe da-
rum, „dem Recht zu seinem Recht zu verhelfen“,41 bzw. die
„gebrochenen Versprechen des Rechts einzulösen“,42 doch
dies kann nicht in dem Sinne gemeint sein, dass jeder in
dieser Absicht erhobenen Klage einfach stattgegeben wird.
Die gute Absicht heiligt auch hier nicht das Mittel; auf eine
rechtliche Prüfung des Begehrens kann nicht verzichtet wer-
den. Dabei liegt auf der Hand, dass die Grenzen zulässiger

33 Aus US-amerikanischer Sicht Stephan, A Becoming Modesty: U.S. Liti-
gation in the Mirror of International Law, 52 DePaul L. Rev 627, 643: „[…]
what I will call the expressive function, asserts that the primary function of
litigation is to serve as a nexus of discourse that will instruct and elevate both
the participants and the broader public“; ähnlich van Schaack, With All
Deliberate Speed: Civil Human Rights Litigation as a Tool for Social Change,
57 Vanderbilt L. Rev. 2305, 2308 ff., 2335 (2004); Weaver/Kysar, Courting
Disaster: Climate Change and the Adjudication of Catastrophe, 93 Notre
Dame L. Rev. 295. 300 f. (2017).
34 Wagner JöR 73 (2025), 353, 364 ff.
35 Statt aller Rosenberg/Schwab/Gottwald, Zivilprozessrecht, (Fn. 6) , § 1
Rn. 9 ff.; Rauscher, in: MünchKommZPO (Fn. 6), Einleitung Rn. 8 ff.
36 ABl. L v. 16.4.2024; kritisch dazu Domej ZEuP 2022, 754; vgl. auch
Mann NJW 2022, 1358.
37 Vgl. Abramovich v Haarper Collins et al., [2021] EWHC 3154 (QB);
Svante Kumlin and EEW Eco Energy World v Camilla Jonsson, Per Agerman,
Annelie Östlund and Realtid Media AB, [2022] EWHC 1095 (Admin); wei-
tere Beispiele beiMann NJW 2022, 1358 Rn. 5 ff., der u.a. auf OLG Hamburg
NJOZ 2016, 695, verweist; zum Fall Hohenzollern KG GRUR-RS 2021,
36017.

38 Siehe https://www.lto.de/recht/nachrichten/n/verwaltungsgericht-da
niel-guenther-vg-lehnt-nius-antrag-wegen-kritischer-aussagen-ab-lanz.
39 Erwgr. 15 der RiL (EU) 2024/1069, ABl. L v. 16.4.2024.
40 Treffend Hahn (Fn. 8), S. 78.
41 So der Wahlspruch der Gesellschaft für Freiheitsrechte, https://freiheits
rechte.org/ueber-die-gff/werwirsind.
42 Hahn (Fn. 8), S. 28.
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Rechtsfortbildung nicht eindeutig bestimmbar,43 sondern ih-
rerseits Gegenstand der juristischen Auseinandersetzung
sind. Gleichwohl wäre es falsch, nach dem Motto „alles ist
politisch“ zu resignieren und den Gerichten plain pouvoir
bei der Fortbildung des Rechts in politisch umstrittenen
Fällen zu geben. Was verlangt werden kann und muss, sind
drei methodenehrliche Schritte: Zuerst hat das Gericht den
Stand des geltenden Rechts herauszuarbeiten, wie er sich im
Lichte der einschlägigen Vorentscheidungen präsentiert.44
Dadurch verschiebt sich die Argumentationslast. Wer von
der bisherigen höchstrichterlichen Rechtsprechung abwei-
chen will, hat dies offenzulegen und besonders zu begrün-
den.45 Und schließlich: Wer häufig oder in erheblichem Um-
fang abweichen will, schuldet besonders gewichtige Grün-
de.46 Je weiter sich die eigene Entscheidung vom status quo
entfernt, desto höhere Anforderungen sind an ihre Recht-
fertigung zu stellen.47

Diese Anforderungen werden in abstracto kaum auf Wi-
derspruch stoßen. Bei ihrer Anwendung im Einzelfall, auf
konkrete Gerichtsentscheidungen, fangen die Meinungsver-
schiedenheiten an. Im Folgenden soll gezeigt werden, dass
das Urteil des OLG Hamm im Rechtsstreit des peruanischen
Grundeigentümers gegen RWE diesen Maßgaben nicht ge-
recht wird.

2. Das obiter dictum des OLG Hamm

Das OLG Hamm hat die Klage abgewiesen, weil von dem
Gletschersee keine unmittelbar drohende Gefahr für das
Grundstück des Klägers ausgehe,48 wie sie für eine Erstbege-
hungsgefahr von § 1004 Abs. 1 Satz 2 BGB vorausgesetzt
wird.49 Diese Schlussfolgerung wird in eingehender Aus-
einandersetzung mit dem Vorbringen der Parteien und den
Feststellungen zweier Sachverständiger auf 42 Seiten des
Urteils begründet.50 Davor hat das OLG Hamm auf nicht
weniger als 56 Seiten erläutert, dass es den geltend gemach-
ten Anspruch aus §§ 677 ff., 812 i.V.m. § 1004 Abs. 1 Satz 2
BGB für begründet gehalten hätte, wenn eine unmittelbar
drohende Gefahr für das Grundstück des Klägers vorgelegen
hätte.51 In diesem Zusammenhang erörtert das OLG drei
zentrale Anspruchsvoraussetzungen, nämlich die Tauglich-
keit der §§ 677 ff., 812 BGB als Anspruchsgrundlage, die
konzerndimensionale Haftung der Beklagten für die Aktivi-
täten sämtlicher Tochter- und Enkelgesellschaften sowie die
Elemente einer Klimahaftung für historische CO2-Emissio-
nen, darunter die Kausalität individueller Emissionen für
Klimaschäden, die Rechtswidrigkeit der Emissionen, ein-
schließlich der fehlenden Legalisierungswirkung von Anlage-
genehmigungen sowie Einzelfragen der Verjährung bei über

Jahrzehnte gestreckten Schadensverläufen. Diese Darlegun-
gen machen ca. 57 % der Ausführungen zur Begründetheit
aus, während lediglich ca. 43 % die tragenden Urteilsgründe
betreffen.

Nicht tragende Urteilsgründe – sogenannte obiter dicta –
sind eine wenig erforschte Erscheinung.52 Es handelt sich um
Erwägungen in den Urteilsgründen, die nicht entscheidungs-
relevant sind, weil die Entscheidung ohne diese Erwägungen
oder mit solchen gegenteiliger Ausrichtung genauso ausgefal-
len wäre.53 Dies ist bei den Ausführungen des OLG zu den
zahlreichen Voraussetzungen der Klimahaftung der Fall, denn
werden sie hinweggedacht, ändert sich am Ergebnis – Kla-
geabweisung – nichts.

Nach dem Gesetz sollen die Urteilsgründe kurz und
knapp sein. Gemäß § 313 Abs. 3 ZPO enthalten die Ent-
scheidungsgründe „eine kurze Zusammenfassung der Erwä-
gungen, auf denen die Entscheidung in tatsächlicher und
rechtlicher Hinsicht beruht“. Für das Berufungsurteil heißt
es in § 540 Abs. 1 Nr. 2 ZPO, es solle „eine kurze Begrün-
dung für die Abänderung, Aufhebung oder Bestätigung der
angefochtenen Entscheidung“ gegeben werden. Danach wä-
ren Ausführungen zu Gesichtspunkten, auf denen die Ent-
scheidung gerade nicht beruht, unzulässig. Diese Schlussfol-
gerung wird allerdings nirgends gezogen, und tatsächlich sind
obiter dicta keine Ausnahmeerscheinung.54 Sie lassen sich
unter den Gesichtspunkten der Prozessökonomie und der
Rechtsfortbildung legitimieren. Diesen beiden Funktionen
entsprechend liegt die Domäne der obiter dicta in der Recht-
sprechung der obersten Gerichtshöfe, zu deren Aufgaben die
Wahrung der Einheit und die Fortbildung des Rechts zählen.
In Zivilsachen ist die Revision zuzulassen, wenn die Rechts-
sache grundsätzliche Bedeutung hat oder für Rechtsfortbil-
dung oder Rechtseinheit erforderlich ist (§ 543 Abs. 2 ZPO).
Prozessökonomische Funktion erfüllen die sogenannten Se-
gelanweisungen, mit denen einem Instanzgericht, an das die
Sache gemäß § 563 ZPO zur erneuten Entscheidung zurück-
verwiesen wird, darüber hinaus aber auch anderen Instanzge-
richten, die mit ähnlichen Fällen befasst sind, Leitlinien für
die Entscheidung von Rechtsfragen gegeben werden.55 Da im
Fall des OLG Hamm eine Zurückverweisung an das Land-
gericht, die gemäß § 538 ZPO nur ausnahmsweise zulässig
ist, nicht erfolgte, lässt sich das obiter dictum allenfalls unter
dem Gesichtspunkt der Rechtsfortbildungsfunktion rechtfer-
tigen.56

Rechtsfortbildung zählt allerdings nicht zu den Auf-
gaben eines Berufungsgerichts.57 Denkbar wäre, Erwägun-
gen eines Oberlandesgerichts zu nicht entscheidungsrelevan-
ten Rechtsfragen als Vorbereitungs- und Unterstützungsleis-
tungen für den BGH zu interpretieren und zu legitimieren.

43 Dazu Möllers, Methodenlehre, 5. Aufl. 2023, S. 485 ff.; Zimmermann
RabelsZ 83 (2019), 241, 267 ff., 273 ff. (beide m.w.N.).
44 Etwa Möllers (Fn. 43), S. 96 (m.w.N. zur Befassungspflicht).
45 Bydlinski, Juristische Methodenlehre und Rechtsbegriff, 2. Aufl. 1991,
508; Möllers (Fn. 43),S. 96 m.w.N.
46 Vgl. Alexy, Theorie der juristischen Argumentation, 3. Aufl. 1996,
S. 336 ff.
47 Vgl. Möllers (Fn. 43), S. 491 (dort allgemeiner bezogen auf die Zulässig-
keit der Rechtsfortbildung).
48 OLG Hamm (Fn. 1) Rn. 323 ff. = NJW 2025, 2171.
49 BGHZ 2, 394, 395 f.; Raff, in: MünchKommBGB, 9. Aufl. 2023, § 1004
Rn. 296 m.w.N.
50 OLG Hamm (Fn. 1), BeckRS 2025, 11476 Rn. 323–437 (insoweit nicht
in NJW 2025, 2171).
51 OLG Hamm (Fn. 1), BeckRS 2025, 11476 Rn. 131–322 (insoweit nicht
in NJW 2025, 2171).

52 Lamprecht NJW 1998, 1039; Fischer, in: Festschrift für Mühl, 1981,
S. 139; Bryde, in: Festschrift für Papier, 2013, S. 493; Korch ZGR 2021, 867;
monographisch Schlüter, Obiter dictum, 1973; Lilie, Obiter dictum und Di-
vergenzausgleich in Strafsachen, 1993; vgl. auch Duxbury, The Intricacies of
Obiter Dicta, Cambridge 2021.
53 Sogenannter Wambaugh-Inversionstest nach Wambaugh, The Study of
Cases, 2. Aufl. 1894, S. 17; dazu eingehend Langenbucher, Die Entwicklung
und Auslegung von Richterrecht, 1996, S. 68 ff.
54 Fischer, in: Festschrift für Mühl, 1981, S. 139, 140; Korch ZGR 2021, 867,
868.
55 Korch ZGR 2021, 867, 878 ff.
56 Korch ZGR 2021, 867, 881 ff.; kritisch gegenüber „zukunftsweisende[r]
Sozialgestaltung durch weitreichende, über den Einzelfall hinausweisende
Rechtsausführungen“ Schlüter (Fn. 52), S. 28 ff.
57 Treffend Lepsius AcP 217 (2017), 298, 300: „Oberste Bundesgerichte
dürfen anderes als Instanzgerichte.“
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Einer solchen Rechtfertigung hat das OLG Hamm jedoch
selbst die Grundlage entzogen, indem es die Revision gegen
sein Urteil nicht (!) zugelassen hat. In der Begründung heißt
es, die Zurückweisung der Berufung beruhe auf der Würdi-
gung der Beweise und stelle daher eine Einzelfallentschei-
dung dar.58

Wenn es sich um eine auf Beweiswürdigung beruhende
Einzelfallentscheidung handelte, warum dann die Ausführun-
gen zur hypothetischen Begründetheit der Klage? Das OLG
Hamm äußerte sich per obiter dictum in einem Umfang, der
alles zuvor Dagewesene in den Schatten stellt. Eine empiri-
sche Untersuchung der obiter dicta des II. Zivilsenats des
BGH hat ergeben, dass das Trihotel-Urteil das längste obiter
dictum aufweist, und zwar mit acht Seiten oder 17.500 Zei-
chen.59 Das durchschnittliche obiter dictum des II. Zivilsenats
macht ca. 15 % der Urteilsgründe aus.60 Demgegenüber hielt
es dasOLGHamm für richtig, über die Hälfte seiner Urteils-
gründe und sage und schreibe knapp 130.000 Zeichen auf die
Behandlung von Rechtsfragen zu verwenden, die nicht ent-
scheidungsrelevant waren.

Das Gericht hat aber nicht nur in einem bisher nicht
gekannten Umfang seine Auffassung zu einem Menü hoch
kontroverser Rechtsfragen in die Welt gesetzt, sondern sie
überdies der kritischen Nachprüfung durch den BGH entzo-
gen. Diejenige Partei, die durch das obiter dictum massiv
beschwert ist, die Beklagte, kann das Urteil nicht angreifen,
weil die Klage auf der Grundlage des einzig relevanten Tat-
bestandsmerkmals abgewiesen wurde. Die Beklagte ist des-
halb durch das Urteil nicht beschwert und daher nicht rechts-
mittelbefugt.61 Der Kläger ist beschwert, doch er kann nicht
anfechten, weil die Revision ausgeschlossen wurde. Abge-
sehen davon hätte er nur mit Unterstützung der hinter ihm
stehenden NGO anfechten können, doch letztere feiert das
Hammer Urteil als Durchbruch62 und hatte offensichtlich
keinerlei Anreiz, Urteilsgründe infrage zu stellen, die ihre
Positionen zur Klimahaftung durchweg bestätigen. Nicht-
zulassungsbeschwerde ist dementsprechend nicht eingelegt
worden.

Es fällt schwer, der so beschriebenen Situation etwas Po-
sitives abzugewinnen: Ein Oberlandesgericht macht auf
56 Seiten Rechtspolitik und immunisiert diese Äußerungen
gegenüber der Nachprüfung durch den dafür zuständigen
BGH. Wenn die Rede von einem strategischen Urteil irgend-
wo am Platze ist, dann hier. Das OLG hat eine Nische im
Zivilprozessrecht gesucht und gefunden, in der es sich mit
Endgültigkeit zu umstrittenen Rechtsfragen äußern konnte,
auf die es für seine Entscheidung gar nicht ankam. Diese
Praxis sollte nicht Schule machen. Der Grundsatz, dass die
ZPO nicht nach den Motiven eines Klägers fragt, sondern
allein nach der Zulässigkeit der Klage, lässt sich nur aufrecht-
erhalten, wenn die Gerichte auf das Rechtsschutzbegehren
antworten – und es nicht zum Vorwand dafür nehmen,
Rechtsfragen zu behandeln, die sich im konkreten Fall gar
nicht stellen. So legitim die Prozessführung in strategischer
Absicht, zur Verfolgung politischer Fernziele, auch ist, so
illegitim sind strategische Urteile, mit denen die beteiligten
Richter ihre eigenen politischen Fernziele verfolgen. Judiziel-

le Rechtspolitik durch prozessual unangreifbare obiter dicta
ist nicht zu rechtfertigen.

IV. Begründungsdefizite der Klimahaftung
nach dem Hammer Urteil

1. Ein Spektrum an Problemen

In seinem obiter dictum äußert sich das OLG Hamm zur
Begründetheit der Klimahaftungsklage „im Übrigen“, also
bei unterstellter immanenter Gefährdung des Grundstücks
des Klägers. Dies erfordert die Behandlung einer ganzen Rei-
he schwieriger und umstrittener Rechtsfragen, von der Geeig-
netheit der Anspruchsgrundlage über Störereigenschaft und
Konzernhaftung bis hin zu Kausalität und Rechtwidrigkeit
bzw. Pflichtverletzung. Eine adäquate Würdigung dieser Pro-
bleme ist im vorliegenden Kontext weder möglich noch nö-
tig.63 Es geht nicht um den Nachweis, dass die Schlussfolge-
rungen des OLG an der einen oder anderen Stelle nicht zu
überzeugen vermögen. Erkenntnisleitend ist vielmehr die
Frage, ob die Ausführungen des Gerichts den herausgearbei-
teten Anforderungen an richterliche Rechtsfortbildung ge-
recht werden.

2. Anspruchsgrundlage

Der dem OLG vorliegende Sachverhalt war kein typischer
Klimahaftungsfall, weil es nicht um Schadensersatz für bereits
eingetretene Rechtsgutsverletzungen ging, sondern um die
Abwehr zukünftiger Beeinträchtigungen bzw. um Kosten-
ersatz für Schutzmaßnahmen. Der BGH gewährt zwar dem
Eigentümer, der die Störung seines Grundeigentums selbst
beseitigt hat, einen Anspruch auf Aufwendungsersatz aus
§§ 683, 670 und § 812 Abs. 1 Satz 1 Alt. 2 BGB gegen den
gemäß § 1004 Abs. 1 Satz 1 BGB verpflichten Störer.64 Aller-
dings steht der Aufwendungsersatzanspruch erst nach Besei-
tigung der Gefahrenlage zur Verfügung, das heißt, der Eigen-
tümer kann nach eindeutiger höchstrichterlicher Rechtspre-
chung keinen Vorschuss auf die Gefahrbeseitigungskosten
verlangen.65 Das OLG Hamm erwähnt diese Rechtsprechung
allein bei der Prüfung der Zulässigkeit der Feststellungsklage,
die im Ergebnis bejaht wird.66 Das feststellungsfähige Rechts-
verhältnis erblickt das Gericht in dem Unterlassungsanspruch
aus § 1004 Abs. 1 Satz 2 BGB,67 nicht in dem Aufwendungs-
ersatzanspruch aus §§ 683, 670, § 812 Abs. 1 Satz 1 Alt. 2
BGB, der in der Begründetheit geprüft wird.68 Auf dieser
Grundlage hätte sich allerdings bestenfalls feststellen lassen,
dass die Beklagte verpflichtet ist, die Beeinträchtigung des
klägerischen Grundstücks zu unterlassen, nicht aber, dass sie
zur Tragung von Kosten für Schutzmaßnahmen verpflichtet
ist, wenn denn – so der Klageantrag – „der Kläger mit diesen
Kosten belastet wird“. Durch den Austausch der Anspruchs-

58 OLG Hamm (Fn. 1), BeckRS 2025, 11476 Rn. 458 (insoweit nicht in
NJW 2025, 2171).
59 Korch ZGR 2021, 867, 888, zu BGHZ 183, 246.
60 Korch ZGR 2021, 867, 890.
61 BGH GRUR 2005, 886 Ls. 1.
62 Siehe https://www.germanwatch.org/de/bahnbrechendes-urteil-der-kli
maklage-gegen-rwe.

63 Dazu eingehend Wagner, Klimahaftung vor Gericht, 2020. Die Studie
beruht auf einem Rechtsgutachten, das der Verfasser in dem Fall des OLG
Hamm für die Beklagte (RWE) erstellt hat.
64 BGHZ 98, 235, 240 ff.; BGHZ 142, 227, 237.
65 BGH NJW 1989, 2541; zuletzt BGHZ 236, 369 Rn. 10 f. = NJW 2023,
372 – Wurzelbrut. Eingehend dazu Wagner, in: Festschrift für Dauner-Lieb,
2025, S. 759.
66 OLG Hamm (Fn. 1), BeckRS 2025, 11476 Rn. 101 ff. (insoweit nicht in
NJW 2025, 2171).
67 OLG Hamm (Fn. 1), BeckRS 2025, 11476 Rn. 105 (insoweit nicht in
NJW 2025, 2171); kritisch auch Ahrens VersR 2025, 1022 f.
68 OLG Hamm (Fn. 1), Rn. 140.
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grundlage im Rahmen der Zulässigkeitsprüfung kommt das
Gericht zu dem Ergebnis, dass ein Anspruch, den das mate-
rielle Recht nicht gewährt, trotzdem zum Gegenstand einer
Feststellungsklage gemacht werden kann.69 Dies kann nicht
richtig sein.

In der Begründetheitsprüfung wird ein weiteres Argu-
ment hinzugefügt: Weil die Beklagte es abgelehnt habe, die
Forderung des Klägers nach Schutzmaßnahmen zu erfüllen,
könne Letzterer nunmehr auf Vorschuss der Beseitigungskos-
ten klagen.70 Den Ausschluss des Vorschussanspruchs hat der
BGH in der Wurzelbrut-Entscheidung aus 2023 bekräftigt,
obwohl die dortige Beklagte die Erfüllung des Beseitigungs-
anspruchs ebenfalls verweigert hatte.71 Dazu äußert sich das
OLGHamm mit keinem Wort.

3. Störereigenschaft von Konzernobergesellschaften

Der Aufwendungsersatzanspruch gemäß §§ 683, 670, § 812
Abs. 1 Satz 1 Alt. 2 BGB richtet sich gegen den Störer
i.S.d. § 1004 Abs. 1 BGB als denjenigen, der die Beein-
trächtigung des Eigentums verursacht oder zu verursachen
droht. Im Vorfeld der sogleich zu erörternden Kausalitäts-
und Zurechnungsfragen stellte sich das Problem, dass die
vor dem OLG Hamm beklagte RWE AG diejenigen Elek-
trizitätskraftwerke, auf deren CO2-Emissionen der Kläger
die ihm drohende Eigentumsbeeinträchtigung zurückführte,
nicht selbst betrieben hatte. Betreiber der Energieerzeu-
gungsanlagen sind jeweils selbstständige Kapitalgesellschaf-
ten, an denen die Beklagte lediglich gesellschaftsrechtlich
beteiligt ist. Rechtsordnungen können mit dem Phänomen
der Konzernierung auf unterschiedliche Weise umgehen.
Das deutsche Recht kennt keinen haftungsrechtlichen
Durchgriff auf die Muttergesellschaft, lehnt es also ab, das
Verhalten der Tochtergesellschaften der jeweiligen Konzern-
muttergesellschaft zuzurechnen. Im Außenverhältnis zum
Geschädigten gilt also das Rechtsträgerprinzip, nach dem
jedes Rechtssubjekt und auch jede juristische Person allein
für eigenes Verhalten verantwortlich ist. Erst im Innenver-
hältnis greift die Verlustausgleichspflicht gemäß § 302
AktG, wobei die von der Muttergesellschaft zu zahlenden
Ausgleichsbeträge allen Gläubigern der Tochtergesellschaft
zugutekommen.

Das OLG Hamm bejaht hingegen die negatorische Haf-
tung der Konzernmuttergesellschaft für das Tun und Lassen
der Tochtergesellschaften unter Hinweis auf die Entschei-
dung des EuGH in Akzo Nobel.72 Diese Entscheidung be-
traf jedoch die konzerndimensionale Haftung der Mutterge-
sellschaft für Kartellverstöße der Tochtergesellschaft im
Rahmen des Bußgeldrechts und war daher nicht einschlägig.
Wenn überhaupt, hätte sich das OLG auf die Entscheidun-
gen des EuGH in Sachen Skanska und Sumal berufen müs-
sen, mit denen der Gerichtshof seinen weiten Unterneh-
mensbegriff auf das Kartellschadensersatzrecht übertragen
hat.73 Zum deutschen Recht wird in Literatur und Recht-

sprechung nicht bestritten, dass das vom OLG Hamm mit
spitzen Fingern angefasste „sog. Trennungsprinzip“74 Be-
standteil des Konzern- und Deliktsrechts ist.75 Es besteht
nach wie vor „darüber Einigkeit, dass die Unterstellung
eines Unternehmens unter ein anderes im Rahmen eines
Konzerns (für das Aktienrecht: § 18 AktG) seine rechtliche
Selbständigkeit grundsätzlich nicht berührt, nicht einmal
dann, wenn eine sogenannte Organschaft vorliegt, also eine
völlige finanzielle, wirtschaftliche und organisatorische Ein-
gliederung“.76 Wäre dies anders, wäre die Aufregung um
den unionsrechtlichen Unternehmensbegriff gar nicht zu
erklären.77

Auch die These des OLG Hamm, nach der Konzern-
töchter „als eine Art Verrichtungsgehilfen der Konzernmut-
ter anzusehen“ und letzterer „ihr Verhalten mithin zuzurech-
nen“ seien, ist hoch kontrovers und hätte einer eingehenden
Begründung bedurft.78 In Rechtsprechung und Literatur wird
darüber gestritten, ob und unter welchen Voraussetzungen
Konzernmuttergesellschaften außerhalb des Unionsrechts für
deliktisches Tun und Lassen ihrer Tochtergesellschaften ein-
zustehen haben.79 Über § 831 BGB, der eine Haftung des
Geschäftsherrn für eigenes Auswahl- und Überwachungsver-
schulden begründet, lässt sich jedenfalls keine strikte Zurech-
nung deliktischen Verhaltens der Tochter zur Mutter begrün-
den. Umso ferner liegt es, bei § 1004 BGB den eigentlich
handelnden Rechtsträger zu überspringen und die Störerhaf-
tung an die dahinterstehende Muttergesellschaft zu adressie-
ren.

4. Kausalität

Das Urteil des OLG Hamm ist in der Literatur so ver-
standen worden, als hätte das Gericht den Kausalzusam-
menhang zwischen den der Beklagten zugerechneten CO2-
Emissionen in Deutschland betriebener Kraftwerke und der
vermeintlichen Gefährdung des klägerischen Grundstücks
am Fuß der Anden in Peru bejaht.80 Tatsächlich hat das
OLG die Kausalitätsfrage offen gelassen und lediglich die
Behauptung des Klägers, der „Verursachungsbeitrag bzw.
der Emissionsanteil der Beklagten [könne] nicht hinwegge-
dacht werden, ohne dass die Beeinträchtigung seines Grund-
stücks durch die drohende Überflutungsgefahr in ihrer kon-
kreten Form entfiele […] als zutreffend unterstellt“.81 Dieses
Vorgehen ist bemerkenswert, weil so das obiter dictum zwi-
schen Schlüssigkeitsprüfung (des klägerischen Vortrags) und
Begründetheitsprüfung (auf Basis des festgestellten Sachver-
halts) changiert. Was besagt die Schlussfolgerung, „die Be-
klagte hätte mit ihren Emissionen eine notwendige […]
Bedingung für den Schadenseintritt gesetzt“,82 wenn sie auf
der als zutreffend unterstellten Behauptung des Klägers be-

69 OLG Hamm (Fn. 1), BeckRS 2025, 11476 Rn. 105 (insoweit nicht in
NJW 2025, 2171).
70 OLG Hamm (Fn. 1), Rn. 144.
71 BGHZ 236, 369 Rn. 10 f. = NJW 2023, 372.
72 OLG Hamm (Fn. 1), BeckRS 2025, 11476 Rn. 173 (insoweit nicht in
NJW 2025, 2171) unter Verweis auf EuGH, C-97/08 P (Akzo Nobel NV ./.
Kommission) = EuZW 2009, 816, Rn. 57 ff.
73 EuGH, C-724/21 (Vantaan kaupunki ./. Skanska Industrial Solutions) =
NJW 2019, 1197, Rn. 37 ff.; EuGH, C-882/19 (Sumal SL ./. Mercedes Benz
Trucks España SL) = NJW 2021, 3583, Rn. 38 ff.; im Einzelnen Ackermann
ZEuP 2023, 529.

74 OLG Hamm (Fn. 1), BeckRS 2025, 11476 Rn. 173 (insoweit nicht in
NJW 2025, 2171).
75 Wagner RabelsZ 80 (2016), 717, 762 ff.; König AcP 217 (2017), 611,
614 ff.; kritisch auch Thole RAW 2025, 183, 184 f.
76 BGHZ 68, 312, 320 f.
77 Kersting VersR 2017, 581, 584 ff.; Kersting WuW 2019, 290; Schweitzer/
Wöste, in: Bergmann u.a. (Hrsg.), Vom Konzern zum Einheitsunternehmen,
2020, S. 141 ff.
78 OLG Hamm (Fn. 1), BeckRS 2025, 11476 Rn. 173 (insoweit nicht in
NJW 2025, 2171).
79 BGH (I. Zivilsenat) GRUR 2012, 1279 Rn. 42 ff.; anders BGH VersR
2013, 203 Rn. 16 = NJW 2013, 1002; zur Literatur vgl. die Nachweise bei
Wagner, in: MünchKommBGB, 9. Aufl. 2024, § 831 Rn. 19 ff.
80 Kieninger EuZW 2025, 849.
81 OLG Hamm (Fn. 1), Rn. 175 f.
82 OLG Hamm (Fn. 1), Rn. 176.
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ruht, die Beklagte habe eine notwendige Bedingung gesetzt?
Nichts.83

Die Adäquanz des Ursachenzusammenhangs zwischen
den der Beklagten zugerechneten CO2-Emissionen und der
(drohenden) Überflutung des klägerischen Grundstücks in-
folge der Gletscherschmelze in den Anden bejaht das OLG
mit dem Argument, aus heutiger Sicht sei mit einem solchen
Szenario durchaus zu rechnen. Das ist sicher richtig, doch für
die Adäquanzprüfung ist nach höchstrichterlicher Rechtspre-
chung und herrschender Lehre auf den Zeitpunkt der schädi-
genden Handlung – und nicht auf denjenigen des Erfolgsein-
tritts oder der letzten mündlichen Verhandlung abzustellen.84
Dann wäre zu fragen, ab welchem Zeitpunkt damit zu rech-
nen war, dass die Produktion elektrischer Energie aus fossilen
Brennstoffen die oberhalb von 4.500 m liegenden Andenglet-
scher zum Schmelzen bringen und im Tal liegende Grund-
stücke gefährden würde, und nur der nach diesem Zeitpunkt
liegende Emissionsanteil könnte die Haftung auslösen. Legte
man für die Vorhersehbarkeit beispielsweise das Jahr der
Gründung des IPCC (Intergovernmental Panel on Climate
Change) der Vereinten Nationen zugrunde,85 käme es für eine
mögliche Haftung der Beklagten allein auf den Anteil der
nach 1988 verursachten Emissionen an den globalen Gesamt-
emissionen an. Das Gericht notiert dieses Problem, meint
aber, die Rechtsprechung des BGH sei „nicht zwingend“.86
Ein gelungenes Plädoyer für Rechtsfortbildung müsste anders
aussehen.

5. Zurechnung zum Störer

Die negatorische Haftung gemäß § 1004 BGB verpflichtet
den sogenannten Störer als diejenige Person, die für die (dro-
hende) Beeinträchtigung des nachbarlichen Eigentums ver-
antwortlich ist. Die Verantwortlichkeit kann sich ergeben aus
der Zuständigkeit entweder für das eigene Verhalten oder für
die eigene gegenständliche Sphäre, sei sie körperlicher Natur
(Sachen) oder von virtueller Art (Störerhaftung digitaler
Plattformen). Da die Beklagte die Berge und Gletscher in den
Anden nicht kontrolliert, kam nur eine Verhaltenshaftung in
Betracht. In den Fällen der sogenannten mittelbaren Verhal-
tensverantwortlichkeit ist nach höchstrichterlicher Recht-
sprechung erforderlich, dass der Störer eine sogenannte Si-
cherungspflicht verletzt, ihn also eine Pflicht zur Verhin-
derung der Beeinträchtigung trifft.87 Diese Voraussetzung
war im Fall des OLG Hamm problematisch, weil die Erzeu-
gung von Elektrizität durch die Beklagte in Kraftwerken, in
denen fossile Brennstoffe verbrannt wurden, in Erfüllung des
gesetzlichen Versorgungsauftrags aus § 2 Abs. 1 i.V.m. § 1
Abs. 1 EnWG erfolgte, durch bestandskräftige Genehmigun-
gen nach §§ 16 ff. GewO a.F., §§ 4 ff. BImSchG gedeckt war
und sich im Übrigen stets in den Grenzen des mit dem
TEHG errichteten Zertifikathandelssystems hielt.88 Das Ge-
richt umschifft diese Klippen, indem es annimmt, die Beklag-

te sei „unmittelbare Verhaltensstörerin“.89 Zugegeben, über
die Qualifizierung einer Ursache als unmittelbar oder mittel-
bar lässt sich im konkreten Einzelfall streiten. Allerdings ist
kaum eine Ursache denkbar, die mit dem Schadenseintritt in
„noch mittelbarerer“ Weise verbunden ist als die der Beklag-
ten zugerechneten, von ihren Tochtergesellschaften ver-
ursachten historischen CO2-Emissionen und das viele Jahre
und Jahrzehnte später, zum Ende des 20. Jahrhunderts ein-
setzende Abschmelzen der Gletscher in den Anden. Schließ-
lich beruht die Erderwärmung auf dem Zusammenwirken
anthropogener CO2-Emissionen aus Milliarden von Quellen.
Wenn das kein Fall mittelbarer Verursachung ist, was dann?

In einer Hilfserwägung setzt das Gericht hinzu, pflicht-
widriges Handeln der Beklagten sei auch deshalb nicht erfor-
derlich, weil es im Rahmen der Deliktshaftung für positives
Tun nur dann geprüft werde, „wenn der Verletzungserfolg
nicht im Rahmen eines gewöhnlichen Handlungsablaufs, son-
dern eher zufällig eintritt“.90 Davon kann indes keine Rede
sein. Die Verletzung einer Verkehrspflicht ist für den Un-
rechtstatbestand des § 823 Abs. 1 BGB nicht nur dann erfor-
derlich, wenn es um die Haftung für Unterlassungen geht,
sondern durchweg auch bei der Haftung für sogenannte mit-
telbare Verletzungshandlungen.91 Diese Argumentation führt
also zurück auf null.

Einen Zurechnungsausschluss im Hinblick auf die zeitli-
che und räumliche Distanz zwischen den der Beklagten zu-
gerechneten Emissionsquellen und der dem Kläger drohen-
den Eigentumsbeeinträchtigung nach Maßgabe des sogenann-
ten Waldschadensurteils des BGH92 lehnt das OLG ab.93 Die
Sachverhalte seien nicht vergleichbar, und das Urteil im
Waldschadensfall habe der Staatshaftung gegolten. Beides ist
richtig, wirft jedoch die Frage auf, ob die Haftung einzelner
Anlagebetreiber nicht erst recht ausgeschlossen sein muss.
Der Staat aggregiert durch die Zulassung entsprechender An-
lagen sämtliche Emissionen inländischer Emittenten, und bei
den Waldschäden waren Emissionsquellen und Schadens-
objekte noch relativ nah beieinander, innerhalb des Territori-
ums der (alten) Bundesrepublik belegen. Wenn die Zurech-
nung bereits in diesem kleinen Radius scheitert, wie kann sie
dann im globalen Maßstab und zu Lasten einer einzelnen
Emittentin gelingen?

6. Rechtswidrigkeit rechtmäßiger Emissionen

Spätestens im Rahmen von § 1004 Abs. 2 BGB stellt sich die
Frage nach der Rechtswidrigkeit von CO2-Emissionen und
einer korrespondierenden Duldungspflicht des Eigentümers.
Das OLG Hamm verneint eine Duldungspflicht mit dem
Argument, es komme ausschließlich auf die Rechtswidrigkeit
des dem Eigentum widersprechenden Zustands an, und daran
sei nicht zu zweifeln.94 Der Obersatz ist richtig, doch die
eigentliche Frage lautet, anhand welcher Maßstäbe die
Rechtswidrigkeit dieses Zustands zu beurteilen ist. Diese

83 Weskamm ZUR 2025, 482. Zur dahinterstehenden Problematik nunmehr
Dauner-Lieb/Daković/Azizi NJW 2026, 198 und Weskamm AcP 225 (2025),
985, 992 ff.
84 So auch das OLG Hamm (Fn. 1), Rn. 179, unter Hinweis auf BGHZ 3,
261, 266 f.; BGH GRUR 2016, 961 Rn. 34; Oetker, in: MünchKommBGB,
10. Aufl. 2025, § 249 Rn. 115.
85 Siehe https://www.ipcc.ch.
86 OLG Hamm (Fn. 1), Rn. 180.
87 BGH NJW 2004, 603, 604.
88 OLG Hamm (Fn. 1), BeckRS 2025, 11476 Rn. 76 (Vorbringen der Be-
klagten), 282 ff. (Rn. 76 in NJW 2025, 2171 nicht abgedruckt); dazu bereits
Gärditz JZ 2025, 727, 728 ff.

89 OLG Hamm (Fn. 1), Rn. 196 ff.; kritisch auch Ahrens VersR 2025, 1022,
1024; Thole RAW 2025, 183, 185 f.; Schirmer NJW 2025, 2130 Rn. 16.
90 OLG Hamm (Fn. 1), BeckRS 2025, 11476 Rn. 212 (insoweit nicht in
NJW 2025, 2171).
91 Grundlegend v. Caemmerer, in: Festschrift 100 Jahre DJT, Bd. II, 1960,
S. 131 f.; Larenz, in: Festschrift für Dölle, Bd. I, 1963, S. 169, 193; weiter
Deutsch, Allgemeines Haftungsrecht, Rn. 237; Brüggemeier, Haftungsrecht,
2006, S. 69 ff.
92 BGHZ 102, 350.
93 OLG Hamm (Fn. 1), Rn. 216 ff.
94 OLG Hamm (Fn. 1), Rn. 244 ff., mit Hinweis auf BGHZ 66, 37, 39;
BGH NJW-RR 2003, 953, 954.
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Maßstäbe finden sich für emittierende Anlagen in § 906 BGB
und in § 14 BImSchG. Danach sind Emissionen genehmigter
Anlagen von den Nachbarn selbst dann hinzunehmen, wenn
sie die Nutzung ihrer Grundstücke wesentlich beeinträchti-
gen (§ 906 Abs. 1 BGB) und nicht ortsüblich sind (§ 906
Abs. 2 BGB), weil § 14 Satz 1 BImSchG Ansprüche auf Un-
terlassung des Betriebs genehmigter Anlagen ausschließt. Vor
Inkrafttreten des BImSchG ergab sich dieselbe Rechtsfolge
aus § 26 GewO a.F. Im Tausch gegen den Ausschluss des
Abwehranspruchs stehen dem benachbarten Grundeigentü-
mer Ansprüche auf Schutzvorkehrungen (an der Anlage) so-
wie Aufopferungs-Entschädigungsansprüche aus § 14 Satz 2
BImSchG zu. Dieses Regelungsgefüge ist begrenzt auf die
Eigentümer der Nachbargrundstücke und lässt sich über den
so radizierten Personenkreis nicht erweitern.95 Nach der
Rechtsprechung des BGH können sich noch nicht einmal
Fahrniseigentümer, deren Sachen auf einem der Anlage be-
nachbarten Grundstück durch deren Emissionen geschädigt
werden, auf § 14 Satz 2 BImSchG berufen.96 Der Abwehr-
anspruch gemäß § 14 Satz 1 BImSchG ist erst recht aus-
geschlossen. Folgerichtig bestand vor dem Aufkommen der
Klimaschadensfälle in der Literatur Einigkeit, dass emitten-
tenferne Distanzschäden von Personen ohne dauerhafte Be-
ziehung zu dem Grundstück, von dem die Störung ausgeht,
nicht zu kompensieren sind.97

Die eben geschilderten Wertungen hält das OLG Hamm
im konkreten Fall nicht für maßgeblich, weil § 906 BGB und
§ 14 BImSchG auf die Nachbarschaft begrenzt seien.98 Im
Übrigen würden die der Beklagten von deutschen Behörden
erteilten Anlagengenehmigungen (wie auch die Emissions-
berechtigungen nach dem TEHG) „den Kläger nicht [zwin-
gen], eine konkret drohende Beeinträchtigung seines Eigen-
tums zu dulden“.99 Ein „Erst-Recht-Schluss“ von der Dul-
dungspflicht der Grundstücksnachbarn der Anlage auf eine
Duldungspflicht der Eigentümer in weiter Entfernung bele-
gener Grundstücke sei nicht zulässig.100 Wäre dies richtig,
könnte der Kläger bei unterstellter Überflutungsgefahr von
der Beklagten indessen nicht bloß die Übernahme eines Teils
der Kosten für Schutzmaßnahmen an seinem Grundeigentum
verlangen, sondern auch die Unterlassung des Weiterbetriebs
CO2-emittierender Anlagen. Wenn die Eigentumsbeeinträch-
tigung der Beklagten zuzurechnen und der Abwehranspruch
nicht gemäß § 1004 Abs. 2 BGB, § 14 Satz 1 BImSchG aus-
geschlossen ist, führt an dieser Schlussfolgerung kein Weg
vorbei. Tatsächlich bejaht das OLG Hamm ausdrücklich ei-
nen Unterlassungsanspruch des Klägers gegen die Beklagte101
als Voraussetzung eines Vorschussanspruchs aus §§ 683, 670,
§ 812 Abs. 1 Satz 1 Alt. 2 BGB. Bei dieser Lesart hätten die
Nachbarn eines Kohlekraftwerks, einer Chemieanlage und
sonstiger emittierender Betriebe wegen § 14 Satz 1 BImSchG
keinerlei Handhabe gegen deren Betrieb, wohl aber könnte er
von Dritten außerhalb der Nachbarschaft untersagt wer-
den.102 Diese Rechtsfolge würde weltweit gelten, sodass sämt-
liche Grundeigentümer des Planeten, deren Eigentum durch

den Klimawandel beeinträchtigt ist oder zu werden droht,
von der Beklagten – und sämtlichen anderen Emittenten im
Bundesgebiet – die Unterlassung weiterer Emissionen ver-
langen könnten. Diese Rechtsfolge pulverisiert das Anlagen-
zulassungsrecht des BImSchG und das bei Infrastruktur-
projekten einschlägige Planfeststellungsrecht (§ 75 Abs. 2
VwVfG), indem sie quivis ex mundo einen auf Einstellung
des Betriebs gerichteten Unterlassungsanspruch in die Hand
gibt. Kann das ernsthaft vertreten werden?

V. Not kennt kein Gebot?

Strategische Klagen sind legitim, strategische Urteile sind es
nicht. Soweit eine Klage die Voraussetzungen der ZPO er-
füllt, bleibt sie auch dann zulässig, wenn damit ein politisches
Fernziel verfolgt wird, was jenseits des konkreten Streit-
gegenstands liegt. Es ist in Ordnung, politisch brisante Pro-
bleme auf den Rechtsweg zu bringen und den Versuch zu
unternehmen, sie vom rechtlichen Standpunkt aus zu lösen.
Die mit politisierten Klagen befassten Gerichte sind aller-
dings gut beraten, den legal point of view nicht zu verlassen
und eine strategische Klage nicht als Einladung misszuver-
stehen, nun ihrerseits Politik zu machen. Diesen Grundsatz
hat das OLG Hamm missachtet und sich dazu hinreißen
lassen, nach zehn Jahren Prozessdauer in dem mutmaßlich
längsten obiter dictum in der Geschichte der deutschen Zivil-
justiz ein ganzes Spektrum von Rechtsfragen gegen die
höchstrichterliche Rechtsprechung und herrschende Lehre zu
entscheiden. Dabei pendelt das Gericht zwischen Schlüssig-
keitsprüfung im Bereich der Kausalität und hypothetischer
Begründetheitsprüfung mit Blick auf die übrigen Haftungs-
elemente. Die gegebenen Einzelbegründungen werden den an
richterliche Rechtsfortbildung zu stellenden Anforderungen
nicht gerecht.

Wie konnte es dazu kommen? Der anthropogene Klima-
wandel ist ein Problem, das die Menschheit an ihre Grenzen
bringt. Das liegt nicht an den naturwissenschaftlichen Zusam-
menhängen oder an fehlender Technik, sondern an den Men-
schen und ihrer Gesellschaft; der Klimawandel ist ein soziales
Problem, nämlich ein Problem kollektiven Handelns. Jeder
Einzelne hat den Anreiz, bei der Eindämmung des Klima-
wandels vor allem auf die Aktivitäten anderer zu vertrauen
und sich selbst die Mühen der Transformation zu ersparen.103
Dieser Anreiz wird durch den globalen Wettbewerb zwischen
Unternehmen, Volkswirtschaften und Wirtschaftsräumen
weiter verstärkt, weil kostenintensive Bemühungen um
Klimaschutz die eigene Wettbewerbsposition schwächen. Da
der Austausch des Kapitalstocks von „schwarz“ zu „grün“
kostspielig ist, haben diejenigen Unternehmen und Staaten
einen gegenwärtigen Vorteil, die wenig bis nichts tun und auf
Zeit spielen. Vor diesem Hintergrund mag man das Urteil aus
Hamm als eine Art Weckruf begrüßen. Die Frage ist nur, ob
der Sache mit dieser Art von Weckruf gedient ist. Gerichte
überzeugen dann, wenn sie das geltende Recht anwenden und
mit der gebotenen Umsicht fortentwickeln, nicht aber, wenn
sie ihre rechtspolitischen Präferenzen äußern, ohne dass der
zu entscheidende Fall dazu Anlass gibt. Rechtsfortbildungen
im Bereich der Klimahaftung erfordern ein besonderes Kali-
ber an Aufwand und Sorgfalt und vertragen keine Schnell-
schüsse.

95 BVerwG NJW 1983, 1507 f.; BGHZ 102, 350, 354.
96 BGHZ 92, 143, 145 f.
97 Rehbinder, in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, Stand 8/2025, § 14
BImSchG Rn. 44; Spindler, in: Feldhaus, Bundesimmissionsschutzrecht, Stand
12/2025, § 14 BImSchG Rn. 77 f.
98 OLG Hamm (Fn. 1), Rn. 250 ff., 257 und 274 ff.
99 OLG Hamm (Fn. 1), Rn. 282.
100 OLG Hamm (Fn. 1), Rn. 268 ff.
101 OLG Hamm (Fn. 1), Rn. 153 ff., 237 ff.
102 Kritisch auch Gärditz JZ 2025, 727, 730. 103 Eingehend WagnerNJW 2021, 2256 Rn. 7 ff. m.w.N.
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